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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 15. Juli 1960 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über Leistungen zugunsten französischer Staatsangehöriger, 
die von nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen 
betroffen worden sind 

— Drucksache 2480 — 


A. Bericht des Abgeordneten Höfler 


Der Vertrag mit Frankreich über Leistungen zu- ; 
gunsten französischer Staatsangehöriger, die von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen be- 
troffen worden sind, begründet sich, wie die ent- ; 
sprechenden, schon in Kraft befindlichen Abkommen 
mit Norwegen und Dänemark und die ebenfalls mit 
den Niederlanden, Luxemburg, Belgien und Griechen- 
land abgeschlossenen sowie mit Österreich in Ver- > 
handlung befindlichen Vereinbarungen, auf ein Ver- 
langen, das im Jahre 1956 von den Regierungen 
der genannten Staaten und Großbritannien an die 
Bundesregierung gerichtet wurde, auch solche Opfer 
der nationalsozialistischen Verfolgung zu entschädi- 
gen, die die Wohnsitz- oder Aufenthaltsvorausset- 
zungen des Bundesentschädigungsgesetzes nicht er- 
füllen. In Übereinstimmung mit dem sogenannten 
Überleitungsvertrag (vom 26. Mai 1953) setzt das 
Bundesentschädigungsgesetz - — in der Fassung vom 
29. Juni 1956 — nämlich voraus, daß (abgesehen 
von Staatenlosen und Flüchtlingen nach näherer Be- 
stimmung des Gesetzes) nur diejenigen Verfolgten 
Anspruch auf Wiedergutmachung erhalten, die eine 
räumliche Beziehung zur Bundesrepublik oder we- 


nigstens zum Deutschen Reich in seinen Grenzen 
vom 31. Dezember 1937 hatten. 

Im Bewußtsein der menschlichen Bedeutung die- 
ser Frage wurden, wie die Denkschrift der Bundes- 
regierung — Drucksache 2480, S. 7 — feststellt, auf- 
grund der Vorstellungen im Jahre 1956 auch Ver- 
handlungen mit Frankreich aufgenommen, die dazu 
führten, daß insgesamt eine Leistung in Höhe von 
400 Millionen Deutsche Mark zugunsten der aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Welt- 
anschauung von nationalsozialistischen Verfolgungs- 
maßnahmen betroffenen französischen Staatsange- 
hörigen zur Entschädigung für Freiheits- oder Ge- 
sundheitsschäden sowie zugunsten von Hinterblie- 
benen der infolge der Verfolgung Umgekommenen 
an die Französische Republik in drei Raten erbracht 
werden soll. Der Vertrag hebt ausdrücklich hervor, 
daß diese Zahlung im Verhältnis der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu der Französischen Republik alle 
Fragen in bezug auf eine Entschädigung für natio- 
nalsozialistische Verfolgungsmaßnahmen, die Frei- 
heitsschäden, Gesundheitsschädigungen oder den 
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Tod der Betroffenen zur Folge hatten, abschließend' 
regelt, wobei ordnungshalber festzustellen ist, daß 
Ansprüche französischer Staatsangehöriger, die auf- 
grund geltender Gesetze oder besonderer Verein- 
barungen bestehen, unberührt bleiben. 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
empfiehlt gemeinsam mit dem mitberatenden Aus- 
schuß für Wiedergutmachung und dem ebenfalls mit- 
beratenden Haushaltsausschuß, die Gesetzesvorlage 
der Bundesregierung unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 30. Mai 1961 


HÖfler 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Die Bundesregierung wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2480 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 30. Mai 1961 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Kopf Höfler 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 760. Plenarsitzung am 30. Mai 1961 



